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Anlässlich des G-20-Gipfels, der im 
kommenden Jahr in Hamburg statt-
finden soll, mobilisiert ein breites 
Bündnis unter dem Motto »G20 – not 
welcome« zu einer internationalen 
Großdemonstration am 8. Juli 2017 in 
der Hansestadt. In einer am Donners-
tag verbreiteten Pressemitteilung der 
Aufrufer heißt es dazu:
(…) Die Demonstration wird aus meh-
reren Protestzügen bestehen und einen 
großen Teil der Hamburger Innenstadt 
in Anspruch nehmen. (…) Erwartet wer-
den mehrere zehntausend Menschen 
aus ganz Europa. »Beim G-20-Gipfel in 
Hamburg treffen sich einige der übelsten 
Vertreterinnen und Vertreter der heu-
tigen Weltpolitik, um die weitere Ge-
staltung des globalen Kapitalismus mit-
einander auszuhandeln. Wer sich solche 
Gäste einlädt, lädt sich auch den interna-
tionalen Protest ein«, sagte Werner Rätz, 
einer der Sprecher des Demobündnisses 
und bei ATTAC aktiv, am Donnerstag in 
Hamburg.

Bündnissprecherin Emily Laquer, ak-
tiv bei der Interventionistischen Linken 
und selbst US-Amerikanerin, ergänzte: 
»Es sind die Eliten des globalen Kapi-
talismus, die eine Welt der Ungerechtig-
keit und Hoffnungslosigkeit geschaffen 
haben, und immer wieder demagogische 

Monster wie Donald Trump hervorbrin-
gen. Gegen die radikale Rechte und ge-
gen das Neoliberale, gegen Trump und 
Merkel, setzen wir eine dritte Kraft der 
Solidarität. Zu Zehntausenden werden 
wir im Juli in Hamburg die Straßen um 
das Gipfelspektakel erobern.«

Yavuz Fersoglu, ebenfalls Sprecher 
des Demobündnisses und aktiv beim 
Demokratischen Gesellschaftszentrum 
der Kurdinnen und Kurden in Deutsch-
land (Navdem), sagte: »Die Kurdinnen 
und Kurden erfahren unmittelbar, was 
die Teile-und-Herrsche-Politik der G-
20-Staaten an Elend, Flucht und Krieg 
mit sich bringt. (…)«

Und Bündnissprecher Sedat Kaya, ak-
tiv bei der Föderation demokratischer 
Arbeitervereine (DIDF), sagte: »Beim 
G-20-Gipfel in Hamburg wird von ei-
ner kleinen Gruppe von Menschen unter 
Ausschluss der öffentlichen Meinung 
nur über eines verhandelt: die weitere 
Aufteilung und Ausbeutung der Welt un-
ter den großen Mächten der Welt. Die 
Bundesregierung will in den weltweiten 
Verteilungskämpfen ihre Rolle als Welt-
macht festigen und weiter ausbauen. 
Zeugnis dieser Politik sind die zahlrei-
chen Auslandseinsätze der Bundeswehr 
und deren Ausweitung im Nahen Osten 
und an der Grenze zu Russland. Die 

Bundesregierung will Absatz- und Inve-
stitionsmärkte, geostrategische Positio-
nen und Ressourcen für deutsche Ban-
ken und Konzerne sichern und weitere 
erkämpfen. Dabei scheut sie auch nicht 
davor zurück, in dem faschistoiden Er-
dogan-Regime einen engen Verbünde-
ten zu sehen. (…) Mit unserem Protest 
setzen wir ein Zeichen gegen die Auf-
rüstung und Militarisierung in Deutsch-
land sowie die Kriege weltweit.«

Das Demobündnis gegen das 
G- 20-Treffen in Hamburg hat seine 
Beratungen Ende Oktober aufgenom-
men. In ihm arbeiten zahlreiche Orga-
nisationen, Gruppen und Einzelperso-
nen zusammen. Darunter sind ATTAC 
Deutschland, das Demokratische Ge-
sellschaftszentrum der Kurdinnen und 
Kurden in Deutschland (Navdem), die 
DGB-Jugend Hamburg, Erlassjahr.de, 
die Föderation der Demokratischen 
Arbeitervereine (DIDF), das Forum 
für Völkerverständigung und weltweite 
Abrüstung Hamburg, Gegenstrom Ham-
burg, die Interventionistische Linke, die 
Naturfreundejugend Hamburg, die Par-
tei Die Linke, der Rote Aufbau Ham-
burg sowie Aktive aus dem Hamburger 
Flüchtlingsrat, aus Recht-auf-Stadt-Zu-
sammenhängen und anderen Hambur-
ger Gruppen. (…)

Ihre vor zwei Jahren gestartete 
Initiative »Unterbau« will 
sich an diesem Wochenende 

als eine, wie es heißt, »alternative 
Hochschulgewerkschaft« an der 
Johann-Wolfgang-Goethe-Uni-
versität Frankfurt am Main auf-
stellen. Zu wem oder was wollen 
Sie die Alternative sein?

An den Hochschulen agieren ja bereits 
unterschiedliche Gewerkschaften, et-
wa ver.di oder die GEW. Allerdings 
vertreten diese jeweils spezielle Be-
schäftigtengruppen. Wir haben den 
Anspruch, Gewerkschaft für die gan-
ze Hochschule zu sein, also für das 
gesamte Personal: im Servicebereich, 
in der Verwaltung, in Lehre und For-
schung, bei den studentischen Hilfs-
kräften. Wir wollen keine Klientelpoli-
tik machen, bei der es nur darum geht, 
für die einen auf Kosten der anderen 
ein paar Krümelchen mehr vom Ku-
chen abzubekommen. Wir glauben, 
mehr für alle erreichen zu können, 
wenn alle zusammenhalten.

Zu viele Köche können aber auch 
schon mal den Brei verderben.

Wir sehen uns am Anfang eines Pro-
zesses und fangen mit aktuell rund 100 
Mitgliedern zunächst klein an. Wir 
merken aber, dass viele unseren basis-
demokratischen, solidarischen Ansatz 
gutfinden und sich dafür begeistern 
können. An der Uni werden viele Grup-
pen und Grüppchen gegeneinander 
ausgespielt, nachdem man sie mittels 
Deregulierung und Privatisierung ge-
spalten hat. Wenn zum Beispiel ver. di 
oder die IG Bau für die outgesourc-
ten Reinigungskräfte bessere Löhne 
durchsetzen wollen, dann kriegen alle 
anderen an der Hochschule davon nur 
wenig mit. Anders sähe es aus, wenn 
mit ihnen die Mensabeschäftigten, die 

studentischen Hiwis, das Technik- und 
Sicherheitspersonal und die Lehrbe-
auftragten auf die Straße gehen.

In möglichen Tarifauseinander-
setzungen hätten Sie dann immer 
wieder andere Gegner, mal die 
Facility-, mal die Sicherheits-
branche, die Uni, das Land Hes-
sen. Sehen Sie das als Ansporn?

Wir wollen langfristig gerade darauf 
hinarbeiten, diese Zersplitterung zu 
überwinden. Früher waren ja diese Be-
rufsgruppen alle Teil des öffentlichen 
Dienstes und das Land Hessen der 
einzige Tarifgegner.

Sie wollen das Rad der Zeit zu-
rückdrehen, und, wie es heißt, die 
»Wende gegen die Neoliberalisie-
rung der Hochschule einleiten«?

Das geht nicht von heute auf morgen. 
Wichtig ist zunächst, dass überhaupt 
mal ein Bewusstsein dafür entsteht, 
wie so eine durchrationalisierte Uni 

funktioniert, wer da alles an Akteu-
ren mitmischt und wie dadurch die 
Beschäftigten diszipliniert, entrech-
tet und ausgebeutet werden. Zu uns 
kommen Leute, die nicht wissen, wie 
sie die nächste Miete bezahlen sollen. 
Mal arbeiten sie drei Monate hier, wer-
den dann mit neuem Zeitvertrag wo-
anders hingeschickt, dann reicht man 
sie zu noch schlechteren Konditionen 
an ein Subunternehmen weiter. Das ist 
eine völlig gängige, aber zutiefst ent-
würdigende Praxis – und das an einer 
staatlichen Uni.

Soll »Unterbau« auf Dauer »nur« 
eine Gewerkschaft an der Frank-
furter Goethe-Uni sein oder ist 
das der Auftakt zu mehr?

Wir haben keinen Exklusivitätsan-
spruch. Im Gegenteil unterstützen wir 
jede Bestrebung, es uns gleichzutun. 
Auch auf unserem Gründungskongress 
wird das Thema Vernetzung eine Rolle 
spielen. Es gibt auch schon Anfragen 
von Leuten aus anderen Städten, sogar 
aus dem Ausland, die sich für unser 
Konzept interessieren. Wir sind ge-
spannt, was daraus wird.

Auch auf Kosten der anderen Ge-
werkschaften?

Das gerade nicht. Wir wollen keine 
Konkurrenz sein und anderen Gewerk-
schaften die Mitglieder wegnehmen, 
Doppelmitgliedschaften sind bei uns 
ausdrücklich erwünscht. Andererseits 
sagt dieses auf Ausgleich bedachte 
Konzept der Sozial- oder Tarifpartner-
schaft vielen einfach nicht zu. Sie wol-
len es gerne solidarischer und kämp-
ferischer und das Ideal einer besseren 
Gesellschaft nicht aus den Augen ver-
lieren. Für diese Menschen sind wir 
die passende Anlaufstelle.

� Interview: Ralf Wurzbacher
www.unterbau.org

»An der Uni werden Gruppen 
gegeneinander ausgespielt«

Untoter Despot

Flávio Dino

Ehrengrab für Ferdinand Marcos

Modernisierer des Tages 

Während fast überall das 
Licht der Aufklärung 
schwindet, glimmt 

im fernen Nordosten Brasiliens 
ein Funke der Hoffnung auf. 
Der Bundesstaat Maranhão mit 
überschaubaren sechs Millionen 
Einwohnern ist annähernd so groß 
wie Deutschland und außerhalb 
der Kreuzworträtselintelligenz so 
bekannt wie die Hauptstadt der Ko-
moren. Doch in Maranhão wird das 
Rad der Geschichte jetzt vorwärts 
gedreht. Sein Gouverneur Flávio 
Dino hat gerade eine »bürgerlich-
demokratische Revolution« ange-
kündigt. Ihre Wegbereiter haben 
sich um Hammer und Sichel ge-
schart: Gegen den Trend im Land, 
wo die Linke fast überall ablooste, 
hat Dinos Kommunistische Partei 
von Brasilien hier im Oktober die 
Rathäuser im Sturm genommen. 

Der halbfeudale Clan der Sarneys, 
der hier seit Anno dazumal kom-
mandierte, mit seiner »Angst vor 
dem Kapitalismus«, wurde zum 
Rückzug gezwungen. Nun sollen 
die Produktivkräfte aus ihren Fes-
seln befreit und der Staat moderni-
siert werden. Das, so Dino, sei eine 
zeitgemäße, flexible Anwendung 
des Kommunismus. 

Seine PCdoB ist auf die 1922 
gegründete erste kommunistische 
Partei Brasiliens zurückzuführen. In 
ihrer wechselvollen Geschichte nahm 
sie alle Haupt- und Nebenlinien der 
Weltbewegung mit und alle Gelegen-
heiten zur Spaltung wahr. Ihre wag-
halsige Reise führte von Väterchen 
Stalin zu Chinas großem Steuer
mann und zurück, zwischendurch 
erwärmte sie sich für das albanische 
Leuchtfeuer des Sozialismus. Jahr-
zehntelang musste sie im Untergrund 
kämpfen. Sie scheiterte während der 
Militärdiktatur mit ihrer Guerilla 
und unterwanderte später erfolgreich 
das System. Mittlerweile hat sie ihre 
Mitte gefunden und lebt mit der Ar-
beiterpartei PT in einer eheähnlichen 
Gemeinschaft. Und ganz wie es das 
Land der Mitte vormacht, möchte 
Dino, dass »mehr Mäuse« gefangen 
werden. Also sagt auch er: »Die Far-
be der Katze ist unwichtig.« � (pst) 

Der 18. November 2016 
wird sich allen Filipinos, 
die unter der langjährigen 

Herrschaft von Präsident Ferdinand 
Marcos (1965–1986) gelitten und 
gegen sie gekämpft haben, als 
pechschwarzer Tag ins Gedächtnis 
einbrennen. Für all jene, die gar ihr 
Leben verloren haben im Kampf 
gegen den größten Despoten, Klep-
tokraten und Lügner, den der In-
selstaat jemals hervorgebracht hat, 
steht dieses Datum für eine infame 
Verhöhnung.

Just 30 Jahre nach seinem Sturz 
infolge der »People Power Revolu-
tion« im Februar 1986 ist Marcos 
posthum das vergönnt worden, 
wofür sich seither seine Familie 
und beträchtliche Gefolgschaft (vor 
allem in der Heimatprovinz Ilocos 
Norte nördlich von Manila, wo sein 
einbalsamierter Leichnam in Batac 
in einem Mausoleum untergebracht 
war) mit Verve eingesetzt haben. Er 
wurde gestern klammheimlich auf 
Manilas Heldenfriedhof beigesetzt, 
nachdem der Oberste Gerichtshof 
des Landes am 8. November in 
einem 9:5-Votum dafür gestimmt 
hatte.

Nationalpolizei und Armee, die 
für die Logistik dieses aufwendigen 
Unternehmens verantwortlich wa-
ren, mimen die Unschuldigen. Sie 
seien, so ließen ihre Sprecher kund-
tun, »sehr spät über ihren Auftrag 
informiert worden«. Der Oberkom-
mandierende der Streitkräfte, der 
seit Ende Juni amtierende Präsident 
Rodrigo Duterte, landete derweil in 
der peruanischen Hauptstadt Lima, 
wo am Samstag das diesjährige Gip-
feltreffen der Asiatisch-Pazifischen 
Wirtschaftskooperation (APEC) 

beginnt. Duterte, ein eingefleisch-
ter Marcos-Fan, kommentierte das 
Staatsbegräbnis daheim nur knapp: 
»Marcos war ein Präsident und ein 
Weltkriegsveteran« und habe allein 
schon deshalb diese Ehre verdient, 
unabhängig davon, wie man seine 
Taten und seine Politik beurteile.

Die eigentliche Tragik liegt darin, 
dass die im Februar 1986 medial 
zelebrierte »People Power« alles 
andere war als eine Revolution oder 
ein tiefgreifender Wandel in Politik 
und Wirtschaft. Sie beflügelte die 
Rückkehr zu einer Elitendemokratie 
und einer in deren Interesse verfah-
renden Justiz. Zur Erinnerung: In 
der kommenden Woche jährt sich 
zum siebten Mal das sogenannte 
Ampatuan-Massaker im Süden 
des Landes, bei dem 58 Menschen 
– darunter 32 Medienvertreter – be-
stialisch ermordet wurden. Die Hin-
termänner, einst stramme politische 
Verbündete der Herrschenden in 
Manila, sind bis heute nicht rechts-
kräftig verurteilt bzw. befinden sich 
noch auf freiem Fuß.

Noch heute wird in landesweit 
verbreiteten Schulbüchern das Boss-
Image von Marcos beschworen, der 
als großer Präsident einst Großarti-
ges geleistet habe. Und noch heute 
sitzt Marcos’ Witwe Imelda als Ab-
geordnete des zweiten Distrikts von 
Ilocos Norte im Kongress, während 
in der Provinzhauptstadt Laoag City 
Tochter Imee als Gouverneurin resi-
diert. Ein Schlag ins Gesicht linker 
und anderer fortschrittlicher Kräfte 
sowie der vitalen Zivilgesellschaft. 
Sie alle müssen sich gut überlegen, 
wie lange sie Marcos-Bewunderer 
Duterte noch die Stange halten 
wollen.

Rainer Werning

Alternative Gewerkschaft möchte Zersplitterung der Beschäftigten 
im Hochschulbereich überwinden. Gespräch mit Manuel Müller
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Manuel Müller studiert im 10. Se-
mester Medizin und ist Sprecher 
der Basisgewerkschaft Unterbau 

(Eigenschreibweise: unter_bau), die 
an diesem Wochenende ihren Grün-
dungskongress an der Johann-Wolf-
gang-Goethe-Universität Frankfurt 

am Main abhält 
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